
Jubel und scharfe Kritik:
Reaktionen auf A39-Kehrtwende

Autobahnausbau für die einen wichtiger Standortfaktor,
für andere Umweltsünde und Geldverschwendung

chen endlich Klarheit und Ver-
lässlichkeit. Ein Hin und Her
zerstört Vertrauen – und ohne
Vertrauen investieren Betriebe
nicht. Mit dem klaren Bekennt-
nis zurA39 beweist die Bundes-
regierung, dass sie verstanden
hat, worauf es ankommt: Infra-
struktur ist das Rückgrat unse-
rerWirtschaft.“ Gerade die A39
sei nicht nur ein regionales Pro-
jekt, sondern auch sicherheits-
politisch und strategisch von
Bedeutung – als Bypass zur A7
und für die Industrie- und For-
schungsstandorte in Wolfsburg
und Unterlüß, die auch im Kri-
senfall wichtige Industriegüter
produzieren.

Auch Detlef Bade, Präsident
der Handwerkskammer Braun-
schweig-Lüneburg-Stade, be-
grüßt die Entscheidung zu-
gunsten des A39-Ausbaus: „Ge-
rade das Handwerk ist auf zu-
verlässige Verkehrswege ange-
wiesen, ob fürMateriallieferun-
gen, die Erreichbarkeit von
Baustellen oder die tägliche
Arbeit unserer Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter.“ Die
Handwerkskammer sehe indie-
ser Entscheidung einen wichti-
gen Schritt, um die Zukunftsfä-
higkeit des Handwerks und des
gesamten norddeutschen Mit-
telstands zu sichern.

Kritik an der Kehrtwende
Bei der BUND-Kreisgruppe ist
man natürlich nicht gerade er-
freut darüber, dass die Bundes-
regierung an ihrem Bauvorha-
ben festhält. „Wir stehen weiter-
hin gegen einen Ausbau der
A39“, sagtManfredMichel, Vor-
sitzender derBUND-Kreisgrup-
pe Gifhorn. Die Kreisgruppe
klage daher zusammen mit dem
BUND-Landesverband schon
zum zweiten Mal am Bundes-
verwaltungsgericht gegen den
geplanten Ausbau. „Ein Ausbau
wäre allein wasserrechtlich
nicht in Ordnung“, so Michel.
„Der geplante Abschnitt 7 liegt
im Wasserschutzgebiet, Und
auch unter Berücksichtigung
des Klimaschutzgesetzes kann
man mit dem Autobahnausbau
nicht einverstanden sein.“

Der BUND-Landesverband
kritisiert: „Die Mittel aus dem
Sondervermögen sollten nicht
dafür verwendet werden, veralte-
te, naturzerstörende und klima-
schädliche Autobahnpläne zu
verwirklichen. Eine Finanzierung
von Autobahn-Neubauvorhaben
wie die A 39 lehnt der BUND da-
her vehement ab. Es wäre fatal für
die Mobilität in unserem Land,
jetztMittel vonder Sanierung von
Brücken, Schienen und Straßen
umzuschichten. Auch privates

Kapital für den Bau vonAutobah-
nen einzusetzen, ist nicht akzep-
tabel.“ In der Regel kämen solche
Projekte die Steuerzahlende
durch garantierte Einnahmen für
die Investoren teuer zu stehen.

„Wenn Landesverkehrsminis-
ter Tonne von „baureifen“ Auto-
bahnprojekten spricht, können
damit nur planfestgestellte Vor-
haben gemeint sein", so der
BUND-Landesverband. „Dabei
gilt es zu beachten, dass an der
A39 bisher nur zwei von sieben
Abschnitten planfestgestellt
sind. Von einemBau der A 39 ist
man inNiedersachsennochweit
entfernt. Alles andere ist Augen-
wischerei.“

BUND rät zur Nutzung von
Wasser und Schiene
Kostengünstiger und nachhalti-
ger als ein Neubau sei der Aus-
bau bestehender Straßenab-
schnitte, „sollte es tatsächlich
einen Bedarf für eine Straßener-
weiterung geben“. Der vom
BUND vorgeschlagene stellen-
weise dreistreifige Ausbau der
B4 zwischen Lüneburg und
Wolfsburg würde beispielsweise
nur ein Viertel des geplanten
Neubaus der A39 kosten. Die
umweltverträglichste Lösung
wäre aus Sicht des BUND-Lan-
desverbandes jedoch eine Verla-

gerung des Güterverkehrs auf
Schienen- und Wasserwege.

Auch der Verkehrsclub
Deutschland (VCD) ist mit der
Entscheidung der Bundesregie-
rung nicht einverstanden: „Es
ist den Bürgerinnen und Bür-
gern nicht vermittelbar, dass in
unserem Land weiter Brücken
und Straßen unter unseren Fü-
ßen wegbröseln, während nun
weitere Milliarden in teure, kli-
maschädliche neue Straßen-
bauprojekte investiert werden,
die zuvor nicht vom Bundes-
haushalt gedeckt waren“, kriti-
siert Hans-Christian Fried-
richs, stellvertretender Landes-
vorsitzender des VCD Nieder-
sachsen.

Besonders irritiere ihn eine
mögliche Finanzierung der ins-
gesamt vier Autobahnprojekte
durch Öffentlich-Private Part-
nerschaften (ÖPP).Dabei ist seit
Jahren wissenschaftlich belegt,
dass diese Finanzierung von pri-
vater Seite mit deutlich höheren
Finanzierungskosten für die öf-
fentliche Hand verbunden ist.
Wir fordern Minister Klingbeil
daher auf, dieses Finanzierungs-
Wirrwarr zu stoppen und das
Geld lieber in die klimafreundli-
che Schiene oder den Erhalt von
Straßen und Brücken zu inves-
tieren!“ so Friedrichs.

Der Ausbau der A39 soll nun doch erfolgen. Die Entscheidung der Bundesregierung spaltet die Gemüter im Landkreis Gifhorn.
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Gifhorn/Wolfsburg. Kehrtwen-
de in SachenAutobahn:Bundes-
kanzler Friedrich Merz (CDU)
und Bundesfinanzminister Lars
Klingbeil (SPD) haben sich nun
offenbar doch geeinigt, den Bau
der umstrittenen A39 zu finan-
zieren. „Wir sind uns in der Ko-
alition einig, alles, was bei Stra-
ße und Schiene baureif ist und
in den nächsten Jahren baureif
wird, muss auch finanziert wer-
den können“, erklärt das heimi-
sche Mitglied im Bundesver-
kehrsausschuss, Alexander Jor-
dan (CDU). Die A39 stelle die
größte Lücke im deutschen
Autobahnnetz dar, und ihre
Wirtschaftlichkeit sei längst
nachgewiesen. „Jetzt gilt es, für
dieses Projekt Flagge zu zeigen
und die Realisierung konse-
quent voranzubringen“, sagt
Jordan.

„GuteNachrichten für unsere
Region“, freut sich Bundestags-
abgeordneter Hubertus Heil
(SPD). Er bezeichnet die Ent-
scheidung als „wichtiges Signal
nach einigen Irritationen“ der
vergangenen Wochen. „Wir
werden bei den Beratungen
zumBundeshaushalt dieserAb-
sprache Taten folgen lassen und
die notwendigenHaushaltsmit-
tel bereitstellen müssen. Dafür
werde ichmich in Berlinmit al-
ler Kraft einsetzen“, verspricht
Heil.

„Das ist ein ganz wichtiges
Zeichen für unsere Region. Es
zeigt sich, dass Schuldzuwei-
sungen nichts bringen, sondern
dass nur eine konstruktive Zu-
sammenarbeit zählt“, äußert
sich Landtagsabgeordneter
Philipp Raulfs (SPD).

Für Andreas Kirschenmann,
Präsident der Industrie- und
Handelskammer Lüneburg-
Wolfsburg (IHKLW) ist dieA39
„das wichtigste Infrastruktur-
projekt für unsere Region.“ Der
Autobahnlückenschluss zwi-
schen Lüneburg undWolfsburg
stehe für Wachstum, Wettbe-
werbsfähigkeit und Zukunfts-
chancen. „Die Zusage des Bun-
des zeigt: Politik kann liefern,
wenn sie will. Jetzt wird es Zeit
für die nächsten Schritte bis hin
zum konkreten Baustart.“

Dass die Bundesregierung
nunHandlungsbereitschaft sig-
nalisiert, sei nicht nur ein wich-
tiges Zeichen an dieWirtschaft,
sondern auch für die Bevölke-
rung, die seit Jahrzehnten auf
den Lückenschluss der A39
warte, betont Kirschenmann:
„Unsere Unternehmen brau-
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